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Perspektiven der
gesetzlichen
Rentenversicherung
in Deutschland

Die demographische Entwicklung

macht Anpassungen in der gesetz-

lichen Rentenversicherung unumg�ng-

lich, wenn die Tragf�higkeit des Sys-

tems sichergestellt werden soll. Die

vergleichsweise tief greifenden Refor-

men der letzten zehn Jahre, die auf

den Zeitraum bis 2030 zielen, trugen

dem durchaus Rechnung. So ist zwar

ein Beitragssatzanstieg angelegt. Die-

ser soll aber durch ein sinkendes rela-

tives Rentenniveau und ein steigendes

Rentenalter begrenzt werden. Die Ren-

diten im Umlageverfahren werden

dennoch sinken und insofern j�ngere

Generationen belastet. Insgesamt wird

die private Vorsorge im Rahmen der

Alterssicherung absehbar an Gewicht

gewinnen.

Langfristige Vorausberechnungen und

fr�hzeitige verl�ssliche Weichenstel-

lungen sind von zentraler Bedeutung

f�r das Vertrauen in die Rentenver-

sicherung und die Planungssicherheit

im Hinblick auf die Altersvorsorge. Es

liegt daher nahe, rechtzeitig auch die

absehbaren Herausforderungen nach

dem Jahr 2030 in den Blick zu nehmen.

Bei einer zu erwartenden weiter stei-

genden Lebenserwartung erscheint

perspektivisch nicht zuletzt das

Rentenalter als wichtiger Anpassungs-

parameter. Ad hoc vorgenommene

Leistungsausweitungen verschieben

dagegen zus�tzliche Lasten in die Zu-

kunft und stellen letztlich die Verl�ss-

lichkeit des Systems in Frage.
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Die Grundz�ge der gesetzlichen

Rentenversicherung1)

In Deutschland dominiert bei der finanziellen

Altersvorsorge die gesetzliche Rentenversi-

cherung, die den �berwiegenden Teil der lau-

fenden Alterseinkommen bestreitet und ins-

besondere f�r Arbeitnehmer verpflichtend

ist.2) Sie ist im Umlageverfahren organisiert,

die Einnahmen werden also unmittelbar zur

Auszahlung der Leistungen verwendet. Die

R�cklagen haben hier den Zweck, die unter-

j�hrige Liquidit�t sicherzustellen und kon-

junkturelle Einnahmenschwankungen m�g-

lichst ohne Beitragssatz�nderungen zu �ber-

br�cken.

In der H�he der �ber eigene Beitr�ge erwor-

benen gesetzlichen Rente spiegelt sich – dem

Prinzip der Teilhabe�quivalenz folgend – die

relative Einkommensposition aus der Er-

werbsphase wider. H�here beitragspflichtige

Entgelte haben proportional h�here Renten-

anspr�che zur Folge. Durch diese konkrete

Gegenleistung und den Versicherungscharak-

ter unterscheidet sich der Rentenversiche-

rungsbeitrag von einer Steuer. Dabei ergibt

sich die Attraktivit�t eines Alterssicherungs-

systems weniger aus dem Leistungsniveau,

sondern vielmehr aus dem Verh�ltnis von ein-

gezahlten Beitr�gen und sp�teren Renten-

leistungen, also der Versicherungsrendite.

Sinkt die Relation von Beitragszahlern zu

Rentnern etwa aufgrund niedriger Geburten-

raten, so f�hrt dies f�r sich genommen im

Umlageverfahren zu einer Renditeverschlech-

terung.

Entscheidende Stellgr�ßen f�r die finanzielle

Entwicklung der Rentenversicherung sind das

Rentenniveau, das gesetzliche Rentenein-

trittsalter, der Beitragsatz (sowie die Abgren-

zung der Bemessungsgrundlage) und der

Bundeszuschuss. So liegt derzeit das Verh�lt-

nis von Brutto-Eckrente3) zum durchschnitt-

lichen Bruttoentgelt je Arbeitnehmer bei gut

47%. Nach Steuern und Sozialversicherungs-

beitr�gen werden etwa 65 1�2 % des Netto-

entgelts erreicht.4) Der parit�tisch auf Arbeit-

nehmer und Arbeitgeber entfallende Bei-

tragssatz bel�uft sich auf 19,9%, und die

Beitragsbemessungsgrenze, bis zu der Ein-

kommen in die Rentenversicherung einbezo-

gen werden, betr�gt derzeit 5 300 3 pro

Monat im Westen beziehungsweise 4 500 3

im Osten. Das gesetzliche Renteneintrittsalter

1 Im Folgenden wird unter gesetzlicher Rentenversiche-
rung die allgemeine Rentenversicherung ohne die knapp-
schaftliche Rentenversicherung verstanden.
2 Im Jahr 2003 stammten rd. sechs Zehntel der laufenden
Alterseinkommen aus der Rentenversicherung, ein gutes
Zehntel aus der Beamtenversorgung und ein weiteres
Zehntel aus verschiedenen Formen der betrieblichen
Altersversorgung. Knapp zwei Zehntel entfielen auf sons-
tige Alterseinkommen, vor allem aus Zins- und Mietein-
k�nften, aber auch aus Erwerbseinkommen. Hierbei ist
jedoch weder der Verzehr von bestehendem Verm�gen
noch das mietfreie Wohnen in der eigenen Immobilie
ber�cksichtigt, womit die tats�chlichen Konsumm�glich-
keiten im Alter betr�chtlich untersch�tzt werden. Vgl.:
Alterssicherungsbericht 2005, Bundestags-Drucksache
16/906, S. 256.
3 Rentenanspruch mit 45 Entgeltpunkten (z.B. Durch-
schnittsverdiener mit 45 Beitragsjahren).
4 Unterstellt wird hier ein Alleinstehender ohne weitere
Einkommen. Aufgrund der schrittweisen Umstellung auf
die nachgelagerte Rentenbesteuerung l�sst sich seit 2005
ein f�r alle Rentenzugangsjahrg�nge einheitliches Netto-
rentenniveau nicht mehr berechnen. Gesetzliche Ziel-
gr�ße f�r das Leistungsniveau der Rentenversicherung ist
das „Sicherungsniveau vor Steuern“, das als Quotient
von Eckrente abz�glich der vom Rentner zu zahlenden
Kranken- und Pflegeversicherungsbeitr�ge im Z�hler und
dem Durchschnittsentgelt aus den VGR abz�glich der da-
rauf entfallenden Sozialbeitr�ge (einschl. unterstellter
Aufwand zur zus�tzlichen Altersvorsorge) im Nenner de-
finiert ist. Es soll von einem Niveau von derzeit 51% bis
2020 nicht unter 46% und bis 2030 nicht unter 43%
sinken (§ 154 Abs. 3 Nr. 2 SGB VI).

Gesetzliche
Rentenversiche-
rung im Um-
lageverfahren

Teilhabe-
�quivalenz
unterscheidet
Rentenbeitr�ge
von allgemeiner
Steuer

Zentrale
Stellgr�ßen der
gesetzlichen
Renten-
versicherung
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liegt bei 65 Jahren. Der steuerfinanzierte Bun-

deszuschuss belief sich 2007 auf 28 1�2 % der

Ausgaben der Rentenversicherung. Diese be-

trugen im vergangenen Jahr 236 Mrd 3, was

knapp 10% des Bruttoinlandsprodukts (BIP)

oder 23 1�2 % der gesamtstaatlichen Ausga-

ben entspricht.

Die Finanzentwicklung seit der

Jahrtausendwende5)

Die Finanzentwicklung der gesetzlichen Ren-

tenversicherung war in den vergangenen

zehn Jahren durch eine erhebliche Auswei-

tung der Bundeszusch�sse und zahlreiche

kurzfristig finanzwirksame Maßnahmen ge-

kennzeichnet. Die R�cklagen wurden bis

2005 fast vollst�ndig aufgezehrt und erst da-

nach wieder aufgestockt.

Der Bund hat sich seit 1998 immer st�rker an

der Finanzierung der gesetzlichen Rentenver-

sicherung beteiligt. So wurden die Bundeszu-

weisungen zun�chst im Zuge einer Umsatz-

steuersatzerh�hung und anschließend bei

verst�rkter steuerlicher Belastung des Ener-

gieverbrauchs deutlich ausgeweitet. Neben

den Bundeszusch�ssen werden zudem Bei-

tr�ge f�r Kindererziehungszeiten �berwiesen.

In der Summe entspricht die in den letzten

Jahren vorgenommene zus�tzliche Steuer-

finanzierung dem Aufkommen von rund drei

Beitragssatzpunkten. Insgesamt belaufen sich

die Zusch�sse an die gesetzliche Rentenver-

sicherung (ohne Knappschaft) auf rund ein

Viertel des Bundeshaushalts.

Mithilfe der ausgeweiteten Bundeszusch�sse

konnte das R�cklagenziel von einer Monats-

ausgabe in den konjunkturell g�nstigen Jah-

ren 1999 und 2000 nahezu punktgenau ein-

gehalten und der Beitragssatz bis auf 19,1%

im Jahr 2001 gesenkt werden. Allerdings

f�hrte die nachfolgende Wachstumsschw�-

che bei anhaltender Zunahme der Rentenzahl

zu erheblichen Defiziten, wodurch die Reser-

ven abgeschmolzen wurden. Der Gesetzge-

ber reagierte darauf unter anderem mit einer

sukzessiven Reduzierung des Mindestr�ck-

lagensolls �ber 0,8 Monatsausgaben im Jahr

2002 bis auf schließlich 0,2 Monatsausgaben

seit 2004, w�hrend der Beitragssatz 2003 auf

in Monatsausgaben

Ist

geltendes Recht bis Ende 2001

Untergrenze
ab 2002

Unter-
grenze ab
2003

Untergrenze ab 2004

1995 2007

Rücklagen und deren Unter-
grenzen in der gesetzlichen
Rentenversicherung

Deutsche Bundesbank
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5 Vgl. f�r die fr�here Entwicklung: Deutsche Bundes-
bank, M�glichkeiten und Grenzen einer verst�rkten
Kapitaldeckung in der gesetzlichen Alterssicherung in
Deutschland, Monatsbericht, Dezember 1999, S. 15 ff.

Schwierige
Finanz-
entwicklung
bis 2005

Zunehmende
Steuer-
finanzierung

R�cklagen-
verzehr durch
laufende
Defizite
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Finanzielle Entwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung *)

Position 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 p)

Einnahmen Mrd 5

Beitr�ge insgesamt 152,21 150,71 152,05 152,81 156,51 156,53 156,26 168,08 162,22
davon:

Pflichtbeitr�ge 137,86 139,05 140,29 140,50 143,23 143,30 142,84 155,53 153,57
Beitr�ge f�r Arbeitslose 10,70 8,20 8,32 9,13 10,00 10,14 10,54 9,74 5,77
Sonstige Beitr�ge 3,65 3,46 3,44 3,18 3,29 3,09 2,88 2,81 2,88

Zuweisungen aus dem Bundes-
haushalt 49,49 53,87 57,54 60,88 65,74 66,21 66,53 66,30 67,56
davon:

Allgemeiner Bundeszuschuss 34,56 33,34 33,83 34,79 36,59 37,10 37,49 37,45 38,15
Zus�tzlicher Bundeszuschuss 7,98 9,08 12,18 14,48 17,28 17,26 17,32 17,46 17,86
Beitr�ge f�r Kindererziehungs-
zeiten 6,95 11,45 11,53 11,61 11,87 11,84 11,72 11,39 11,55

Sonstige Einnahmen 6,48 6,55 7,34 7,87 7,12 8,94 6,64 6,85 6,39
Insgesamt 1) 208,17 211,14 216,93 221,56 229,37 231,68 229,43 241,23 236,17

Ausgaben
Rentenzahlungen 173,58 179,23 184,73 191,13 196,04 198,59 199,87 200,46 201,92
Beitr�ge zur Krankenversiche-
rung der Rentner 12,96 13,36 13,76 14,50 15,18 14,26 13,44 13,05 13,66
Verwaltungsausgaben 3,23 3,39 3,52 3,65 3,73 3,74 3,77 3,61 3,46
Sonstige Ausgaben 2) 13,53 14,58 15,49 16,41 16,42 16,42 16,28 16,54 16,04
Insgesamt 1) 203,30 210,56 217,50 225,69 231,36 233,01 233,36 233,67 235,08

�berschuss (+) bzw. Defizit (–) 4,87 0,58 – 0,57 – 4,13 – 1,99 – 1,33 – 3,93 7,56 1,08
Finanzielle R�cklagen 13,58 14,20 13,78 9,72 7,48 5,04 1,71 9,74 11,71

nachrichtlich: in % einer Monats-
ausgabe 1,00 1,00 0,93 0,63 0,48 0,32 0,11 0,61 0,74

Ver�nderung gegen�ber Vorjahr in %Einnahmen

Beitr�ge insgesamt 0,0 – 1,0 0,9 0,5 2,4 0,0 – 0,2 7,6 – 3,5
davon:

Pflichtbeitr�ge 0,7 0,9 0,9 0,1 1,9 0,1 – 0,3 8,9 – 1,3
Beitr�ge f�r Arbeitslose – 7,5 – 23,3 1,4 9,8 9,4 1,5 4,0 – 7,6 – 40,8
Sonstige Beitr�ge – 5,7 – 5,2 – 0,8 – 7,4 3,4 – 6,1 – 6,7 – 2,6 2,6

Zuweisungen aus dem Bundes-
haushalt 17,6 8,9 6,8 5,8 8,0 0,7 0,5 – 0,3 1,9
davon:

Allgemeiner Bundeszuschuss – 7,0 – 3,5 1,5 2,8 5,2 1,4 1,0 – 0,1 1,9
Zus�tzlicher Bundeszuschuss 62,5 13,8 34,1 18,9 19,3 – 0,1 0,3 0,8 2,3
Beitr�ge f�r Kindererziehungs-
zeiten – 64,7 0,7 0,7 2,2 – 0,3 – 1,1 – 2,7 1,3

Sonstige Einnahmen 41,2 1,1 12,0 7,3 – 9,6 25,6 – 25,8 3,2 – 6,7
Insgesamt 1) 4,6 1,4 2,7 2,1 3,5 1,0 – 1,0 5,1 – 2,1

Ausgaben
Rentenzahlungen 3,1 3,3 3,1 3,5 2,6 1,3 0,6 0,3 0,7
Beitr�ge zur Krankenversiche-
rung der Rentner 3,9 3,2 3,0 5,3 4,7 – 6,0 – 5,8 – 2,9 4,6
Verwaltungsausgaben 2,8 4,8 3,8 3,8 2,1 0,4 0,7 – 4,2 – 4,1
Sonstige Ausgaben 2,3 7,7 6,2 6,0 0,1 0,0 – 0,9 1,6 – 3,0
Insgesamt 1) 3,1 3,6 3,3 3,8 2,5 0,7 0,1 0,1 0,6

* Bis 30. September 2005: Rentenversicherung der Arbeiter
und der Angestellten, ab 1. Oktober 2005: Deutsche Ren-
tenversicherung ohne „Deutsche Rentenversicherung
Knappschaft – Bahn – See“. — 1 Ohne Zahlungen im

Rahmen des Finanzausgleichs. — 2 Insbesondere Zahlun-
gen an die knappschaftliche Rentenversicherung und
Rehabilitationsaufwendungen.

Deutsche Bundesbank
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19,5% angehoben wurde. Ende 2005 wurde

der bisherige Tiefpunkt bei den Finanzreser-

ven mit gerade noch 0,1 Monatsausgaben er-

reicht. Erst im Jahr 2006 kam es wieder zu

einer finanziellen Entspannung, was jedoch

ausschließlich auf die Vorverlegung von Ab-

f�hrungsterminen f�r die Sozialbeitr�ge und

die daraus resultierende einmalige Vereinnah-

mung von nahezu 13 Monatsbeitr�gen zu-

r�ckzuf�hren war. Mit dem �berschuss von

7 1�2 Mrd 3 konnten somit 2006 die R�cklagen

wieder auf 0,6 Monatsausgaben aufgestockt

werden, doch blieb die fundamental defizit�-

re Lage erhalten. Zum 1. Januar 2007 wurde

der Beitragssatz daher von 19,5% auf

19,9% angehoben. Zusammen mit der g�ns-

tigen Besch�ftigungsentwicklung und den

zurzeit relativ geringen Renteneintritten

konnten damit die Finanzreserven Ende 2007

auf gut 0,7 Monatsausgaben (111�2 Mrd 3)

erh�ht werden.

Auf der Einnahmenseite schlug sich insbeson-

dere die im Vergleich zum BIP unterdurch-

schnittliche Entwicklung der Bruttol�hne und

-geh�lter nieder. Von 1998 bis 2007 wuchs

das nominale BIP jahresdurchschnittlich um

fast 2 1�2 %, die Bruttolohn- und -gehalts-

summe ebenso wie die um Beitragssatzver�n-

derungen bereinigten Einnahmen aus Pflicht-

beitr�gen stiegen dagegen nur um 11�2 % pro

Jahr. Insgesamt nahmen die bereinigten

Beitragseinnahmen sogar nur um jahres-

durchschnittlich knapp 1% zu. Ausschlag-

gebend hierf�r waren die zum Teil auf gesetz-

geberische Neuregelungen zur�ckzuf�hren-

den Mindereinnahmen bei den Beitr�gen

f�r Bezieher von Lohnersatzleistungen bei

Arbeitslosigkeit.

Die Ausgaben stiegen in den vergangenen

zehn Jahren mit jahresdurchschnittlich 2%

st�rker als die Beitragsbemessungsgrundlage.

Den relativ kr�ftigen Zuw�chsen bis 2003

(gut 3% pro Jahr) folgten dabei Jahre mit

vergleichsweise niedrigen Steigerungsraten

(1�2 %). Ausschlaggebend f�r die Abschw�-

chung waren sowohl die geringeren Renten-

anpassungen als auch die zuletzt weniger

zahlreichen Rentenzug�nge sowie struktu-

relle Ver�nderungen in Form niedrigerer

Durchschnittsrenten. Verst�rkt wurde die Ver-

langsamung des Ausgabenanstiegs dadurch,

dass seit dem 1. April 2004 die Rentenver-

sicherung nicht mehr den h�lftigen Beitrag

zur Pflegeversicherung der Rentner �ber-

nimmt. Seit dem 1. Juli 2005 m�ssen die

Rentner wie alle anderen Versicherten einen

Sonderbeitrag zur gesetzlichen Krankenver-

%

1998 2007

Bemessungsgrundlage
der Pflichtbeiträge
Bemessungsgrundlage
der Beiträge insgesamt

nachrichtlich:
Bruttolöhne und -gehälter
BIP (nominal)

1998 = 100, log. Maßstab

Beitragsbemessungsgrundlage
der gesetzlichen
Rentenversicherung

Deutsche Bundesbank

125

120

115

110

105

100

99 00 01 02 03 04 05 06

Schwache
Entwicklung
der Beitrags-
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sicherung in H�he von 0,9% ihrer Rente

allein tragen, und der auf die gesetzliche

Rentenversicherung und die Rentner pari-

t�tisch aufgeteilte Beitragssatz wurde um den

gleichen Prozentsatz vermindert.

Demographische Entwicklung erfordert

Anpassungen

Die Entwicklung seit Mitte der neunziger Jah-

re bot einen ersten Eindruck von den bevor-

stehenden demographischen Ver�nderungen.

So ist das Verh�ltnis der �ber 65-J�hrigen zu

den 20- bis 64-J�hrigen (Altenquotient) nach

einer l�ngeren Phase relativer Stabilit�t seit

1995 von 25% bis auf aktuell 33% angestie-

gen. Urs�chlich hierf�r war, dass die seit Ende

der sechziger Jahre deutlich schw�cheren Ge-

burtsjahrg�nge das Erwerbsalter und die rela-

tiv stark besetzten Jahrg�nge 1930 bis 1940

das Rentenalter erreichten. W�hrend derzeit

der Altenquotient weitgehend stabil ist, wird

sich der Alterungsprozess ab der Mitte des

kommenden Jahrzehnts sp�rbar verst�rken.

Bis 2030 wird der Altenquotient nach den zu-

meist zugrunde gelegten Annahmen auf

50% und bis 2050 sogar auf 60% steigen.6)

Die Ursache ist zum einen die anhaltend nied-

rige Geburtenrate. Zum anderen l�sst die

kontinuierlich steigende Lebenserwartung die

Gruppe der �lteren stetig anwachsen. So

wird davon ausgegangen, dass die fernere

Lebenserwartung der 65-j�hrigen Frauen von

zurzeit 20 bis 2030 auf 22 1�2 und bis 2050

auf 24 1�2 Jahre ansteigt. F�r M�nner wird ein

Anstieg von aktuell 16 1�2 Jahren auf 19 im

Jahr 2030 und auf 21 bis 2050 erwartet.

F�r die umlagefinanzierte gesetzliche Renten-

versicherung wird diese Entwicklung erheb-

liche finanzielle Auswirkungen haben. Um

das System zu stabilisieren, sind vor allem

�nderungen an den zentralen Stellgr�ßen

Beitragssatz, Rentenniveau, Rentenalter oder

Bundeszuschuss notwendig. Angesichts der

absehbaren Entwicklung wurden in den ver-

gangenen Jahren bereits verschiedene, insbe-

sondere zuk�nftig wirkende Ver�nderungen

beschlossen (vgl. Anhang S. 70ff.). So soll die

%

Jährliche Veränderungsraten sind
zurückzuführen auf...

...Umfang und
   Struktur des
   Renten-
   bestandes

...jahresdurch-
   schnittliche
   Renten-
   anpassung

1998 2007

Veränderung der
gesetzlichen Rentenausgaben

Deutsche Bundesbank
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6 Vgl.: Statistisches Bundesamt, Bev�lkerung Deutsch-
lands bis 2050, 11. koordinierte Bev�lkerungsvorausbe-
rechnung, Wiesbaden, 2006. Hier wurde die den Renten-
vorausberechnungen der Bundesregierung zugrunde lie-
gende Variante 1-W2 herangezogen (mittlerer Anstieg
der Lebenserwartung Neugeborener auf 83,5 Jahre f�r
M�nner bzw. 88,0 Jahre f�r Frauen, ann�hernd kon-
stante Geburtenrate von 1,4 und j�hrliche Nettozuwan-
derung von 200 000 Personen). In der Variante mit
100 000 Nettozuwanderern pro Jahr steigt der Altenquo-
tient bis 2030 auf 52% und bis 2050 auf 64%.

F�r Renten-
versicherung
ung�nstige de-
mographische
Entwicklung

Anpassungs-
optionen
innerhalb der
gesetzlichen
Renten-
versicherung
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finanzielle Tragf�higkeit bis zum Jahr 2030

durch einen steigenden Beitragssatz, ein

sinkendes (relatives) Rentenniveau und ein

erh�htes gesetzliches Rentenalter gesichert

werden. Dabei entscheidet letztlich die inhalt-

liche und zeitliche Ausgestaltung �ber die

Lastenverteilung aus der sinkenden Rendite

des Systems auf die Generationen.7)

Beitragssatz

Bei einem vorgegebenen Bundeszuschuss,

Renteneintrittsalter und Rentenniveau muss

der Beitragssatz so festgelegt werden, dass

die laufenden Einnahmen zur Finanzierung

der laufenden Rentenauszahlungen ausrei-

chen und außerdem ein Zielkorridor f�r die

R�cklage eingehalten wird. Ohne weitere

Vorkehrungen l�ge die Anpassungslast so

allein bei den Beitragszahlern. Mit der Reform

von 2001 wurde allerdings erstmals ein

formaler �berlastungsschutz eingef�hrt. So

wurden Beitragssatzobergrenzen von 20%

bis zum Jahr 2020 und 22% bis 2030 gesetz-

lich festgelegt. Dementsprechend wird der

jahresdurchschnittliche Beitragssatz in der

Erwerbsphase durch Maßnahmen an anderer

Stelle weniger schnell als zuvor angenom-

men, aber dennoch kontinuierlich steigen.

Betrug dieser f�r einen Rentner mit 45 Bei-

tragsjahren, der im Jahr 2005 in die Renten-

phase eintrat, noch 17,6%, wird er bei einem

Rentenbeginn 2015 etwa 19% und 2030

voraussichtlich 19 1�2 % erreichen.

Rentenniveau

Das individuelle Rentenniveau, das heißt das

Verh�ltnis des jeweiligen Rentenzahlbetrages

zum durchschnittlichen Entgelt in der Ge-

samtwirtschaft, geht aufgrund der Umgestal-

tung der Formel f�r die j�hrliche Anpassung

sukzessive zur�ck. Seit 2002 steigen die Ren-

ten gem�ß den Zuw�chsen der Bruttoent-

%

%

%

%

Bundesmittel in % der Renten-
versicherungs-
ausgaben

1980 85 90 95 00 05 10 15 2020

Rentenbezugsdauer
in Relation zum Zeitraum
der Beitragszahlung

Beitragssatz

Bruttorentenniveau
(West)

Zentrale Parameter
der gesetzlichen
Rentenversicherung

Quelle: Rentenversicherungsbericht der
Bundesregierung 2007 und eigene Berech-
nungen.
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7 Die Leistungseinschr�nkungen in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung sollen wirkungsgleich auf die Beamten-
versorgung �bertragen werden. Mit dem Dienstrechts-
neuordnungsgesetz sollen insbesondere die Anhebung
des gesetzlichen Ruhestandsalters und die Leistungs-
niveauk�rzungen im Versorgungsrecht nachgebildet wer-
den.
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gelte je Arbeitnehmer im Vorjahr bereinigt

um die Ver�nderungen des Rentenver-

sicherungsbeitrags und eines als f�r die priva-

te Altersvorsorge verwendet unterstellten

Entgeltbestandteils (Altersvorsorgeanteil8)).

Durch die stufenweise Erh�hung des Alters-

versorgungsanteils um einen halben Prozent-

punkt pro Jahr sollte eine jeweils nur gering-

f�gige D�mpfung der generellen Rentenan-

passung zur Jahresmitte erreicht werden.

Im Jahr 2004 wurde die Rentenanpassungs-

formel um einen Nachhaltigkeitsfaktor er-

g�nzt, weil die Beitragssatzziele insbesondere

aufgrund – aus Sicht der Rentenversicherung –

ung�nstigerer demographischer Annahmen

sonst nicht einzuhalten gewesen w�ren.9) Der

Nachhaltigkeitsfaktor d�mpft dabei im Prinzip

die Rentenanpassung, wenn das Verh�ltnis

von Rentnern zu Beitragszahlern steigt.10) In-

folge der demographischen Alterung wird der

Nachhaltigkeitsfaktor das Rentenniveau somit

l�ngerfristig vermindern. Falls sich die Er-

werbsbeteiligung aber strukturell erh�ht, wird

dieser Effekt abgeschw�cht. Außerdem wir-

ken Besch�ftigungsschwankungen im Kon-

junkturzyklus nicht mehr allein �ber Ver�nde-

rungen des Beitragssatzes auf die Rentenan-

passung. So fiel beispielsweise die Rentener-

h�hung zum 1. Juli 2007 infolge des kr�ftigen

Besch�ftigungsaufbaus im Jahr 2006 �ber den

Nachhaltigkeitsfaktor um 0,2 Prozentpunkte

h�her aus, und im laufenden Jahr ergibt sich

ein �hnlicher Effekt. Insgesamt ist die gesetz-

liche Rentenversicherung damit nicht nur

gegen�ber den demographischen Ver�nde-

rungen, sondern insgesamt von strukturellen

und konjunkturellen Besch�ftigungsschwan-

kungen weniger abh�ngig gemacht worden.

Rentenalter

Im Hinblick auf das gesetzliche Renteneintritts-

alter wurde im vergangenen Jahr eine allm�h-

liche Anhebung von 65 auf 67 Jahre beschlos-

sen. Ab 2012 soll es zun�chst um einen Monat

pro Jahr und ab 2024 dann um zwei Monate

pro Jahr steigen. Versicherte, die 2029 das

65. Lebensjahr vollenden, k�nnen dann erst

zwei Jahre sp�ter eine abschlagsfreie Rente be-

ziehen. Aufgrund dieser Maßnahme, die so-

wohl auf die Einnahmen- als auch auf die Aus-

gabenseite wirkt, soll der Beitragssatz im Jahr

2030 um einen halben Prozentpunkt niedriger

festgesetzt werden k�nnen. Dabei ist eine

Ausnahme f�r Versicherte mit mindestens

45 Pflichtbeitragsjahren bereits eingerechnet.

Sie k�nnen auch weiterhin mit 65 Jahren ab-

schlagsfrei in Rente gehen. Diese Privilegierung

stellt allerdings nicht nur eine Durchbrechung

des �quivalenzprinzips dar, sondern verursacht

auch betr�chtliche Kosten, die in erster Linie

von den �brigen Versicherten zu finanzieren

sind und die den beitragssatzd�mpfenden

Effekt der Maßnahme deutlich einschr�nken.11)

8 Mit dem Altersvorsorgeanteil (AVA) soll die unterstellte
Zunahme der privaten Vorsorgeaufwendungen der Bei-
tragszahler anpassungsmindernd ber�cksichtigt werden.
Der AVA sollte urspr�nglich von 0,5% im Jahr 2002
schrittweise bis auf 4,0% im Jahr 2009 steigen. Durch
den wachsenden AVA f�llt die Rentenanpassung im
jeweiligen Jahr um gut 0,6 Prozentpunkte niedriger aus.
9 Vgl.: Bundesministerium f�r Gesundheit und Soziale Si-
cherung, Nachhaltigkeit in der Finanzierung der Sozialen
Sicherungssysteme, Bericht der Kommission, Berlin,
28. August 2003 („R�rup-Kommission“).
10 Zugrunde gelegt wird das Verh�ltnis der Anzahl der
gezahlten Standardrenten (rechnerisch ermittelt durch
Division der Rentenausgaben durch den Betrag der Stan-
dardrente) zu der Anzahl der Durchschnittsverdiener
(rechnerisch ermittelt durch Division der Beitragseinnah-
men von Besch�ftigten und Arbeitslosen durch den auf
den Durchschnittsverdiener entfallenden Rentenbeitrag).
11 Vgl.: Gutachten des Sozialbeirats zum Rentenversiche-
rungsbericht 2006 (Bundestags-Drucksache 16/3700),
Tz. 28 ff.
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Die Anhebung des gesetzlichen Rentenalters

bedeutet zwar im Vergleich zum Status quo

eine Leistungseinschr�nkung, weil bei unver-

�ndertem Renteneintrittsverhalten Abschl�ge

zu verkraften sind beziehungsweise bei Ren-

tenbeginn zum h�heren Regelalter keine Zu-

schl�ge mehr gew�hrt werden. Allerdings

darf dabei nicht �bersehen werden, dass es

andernfalls zu einer anhaltenden Leistungs-

ausweitung k�me, weil die Renten infolge

der steigenden Lebenserwartung immer l�n-

ger gezahlt w�rden und das Verh�ltnis zu

den jeweils eingezahlten Beitr�gen f�r sich

genommen immer weiter zunehmen w�rde.

Grunds�tzlich scheint es daher naheliegend,

das Verh�ltnis von Rentenbezugsdauer zur

Dauer der Erwerbsphase zumindest zu stabili-

sieren. Hierdurch k�nnte der von der steigen-

den Lebenserwartung ausgehende Druck auf

den Beitragssatz n�herungsweise aufgefan-

gen werden. Tats�chlich ist die relative Ren-

tenbezugsdauer von M�nnern und Frauen12)

seit 1970 aber von 30% bis 2007 auf bei-

nahe 411�2 % gestiegen. Bliebe das gesetzli-

che Rentenalter unver�ndert bei 65 Jahren,

so erg�be sich eine weitere Zunahme bis auf

gut 46% im Jahr 2030 beziehungsweise gut

50% bis 2050 (vgl. oben stehendes Schau-

bild). Mit der allm�hlichen Anhebung des ge-

setzlichen Rentenalters auf 67 Jahre d�rfte

die relative Rentenbezugsdauer dagegen

2030 wie zuletzt bei etwa 41% liegen. Bis

2050 w�rde sie dann aber bei ungebrochener

Zunahme der ferneren Lebenserwartung er-

neut ansteigen. Dies verdeutlicht, dass es ge-

boten erscheint, das gesetzliche Rentenalter

auch nach 2029 weiter anzuheben.13) Bei

einem allm�hlichen Anstieg auf 68 1�2 Jahre

w�rde die relative Rentenbezugsdauer bis

etwa 2050 auf dem 2030 erreichten Niveau

konstant bleiben. Eine an die steigende

Lebenserwartung gebundene regelm�ßige

Erh�hung des Rentenalters k�nnte hier lang-

fristig Planungssicherheit f�r alle Beteiligten

schaffen.

F�r die Finanzen der Rentenversicherung

kommt es dabei in erster Linie auf das gesetz-

liche Rentenalter an. Soweit die Abschl�ge

(derzeit 3,6% pro Jahr) bei vorzeitigem bezie-

hungsweise die Zuschl�ge (6% pro Jahr) bei

hinausgeschobenem Renteneintritt versiche-

%

Jahre

1960 1980 2000 2020 2040

Gesetzliches Rentenalter

Relative Rentenbezugsdauer 1)...

... bei Anhebung des
    Rentenalters

... bei konstantem
    Rentenalter

Relative Rentenbezugsdauer
und gesetzliches Rentenalter

1 Rentenbezugsdauer ab dem gesetzlichen
Rentenalter in Relation zum Zeitraum der
Beitragszahlung ab dem 20. Lebensjahr.
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12 Dauer des Rentenbezugs ab dem gesetzlichen Renten-
alter in Relation zur Dauer der Beitragszahlung ab dem
20. Lebensjahr.
13 Vgl.: Stellungnahme der Deutschen Bundesbank ge-
gen�ber dem Ausschuss f�r Arbeit und Soziales des
Deutschen Bundestages, abgedruckt in: Monatsbericht,
M�rz 2007, S. 10 f.
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Deutsche Bundesbank

Bundeszuschüsse zur Finanzierung versicherungsfremder Leistungen der gesetzlichen 
Rentenversicherung

Steuerfi nanzierte Zuschüsse an die gesetzliche Ren-

tenversicherung wurden ursprünglich in der Gesetzes-

begründung aus dem Jahr 1888 vor allem mit der Ent-

lastung der übrigen Haushalte durch eine verminderte 

Altersarmut gerechtfertigt. Im Rahmen der Rentenre-

form 1957 wurde dann aber der Ausgleich von Ausga-

ben der Rentenversicherung, „die nicht Leistungen der 

Alterssicherung sind“, maßgeblich. Bei der Rentenre-

form 1992 verzichtete der Gesetzgeber auf eine expli-

zite Begründung der Bundesmittel. Allerdings soll spe-

ziell der 1998 eingeführte Zusätzliche Bundeszuschuss 

der „pauschalen Abgeltung nicht beitragsgedeckter 

Leistungen“ dienen (§ 213 Abs. 3 SGB VI).

Der Bundeszuschuss belief sich im Jahr 1960 auf 23% 

der Rentenversicherungsausgaben. Danach kam es zu 

einem deutlichen Quotenrückgang, weil der Bundeszu-

schuss dem Anstieg der Pro-Kopf-Löhne folgend ange-

passt wurde, die Rentenausgaben jedoch wesentlich 

rascher stiegen. In der Folge wurde der Beitragssatz 

von anfangs 14% bis auf 18% im Jahr 1974 angeho-

ben. Seit der Rentenreform 1992 folgt der Allgemeine 

Bundeszuschuss dem Produkt aus Durchschnittsentgel-

ten und Beitragssatz, also etwa den Beitragseinnahmen 

bei unveränderter Beschäftigung. Aufgrund der nega-

tiven Arbeitsmarktentwicklung in den Jahren nach der 

deutschen Vereinigung wuchsen die Bundesmittel somit 

schneller als die Beitragseinnahmen, und entsprechend 

stieg ihr Finanzierungsanteil. Seit 1998 kommen der 

Zusätzliche Bundeszuschuss und seit 1999 außerdem 

Beiträge für Kindererziehungszeiten hinzu, sodass der-

zeit knapp 30% der Rentenversicherungsausgaben vom 

Bund fi nanziert werden.

Grundsätzlich würde es dem Äquivalenzprinzip wider-

sprechen, Leistungen, die allgemeine Staatsaufgaben 

darstellen und insoweit nicht versicherungskonform 

sind, durch Sozialversicherungsbeiträge zu fi nanzieren. 

Die sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigung würde 

durch eine Sondersteuer ohne Anspruch auf Gegenleis-

tung belastet. Eine Finanzierung versicherungsfremder 

Leistungen aus allgemeinen Steuermitteln verhindert 

eine solche Sonderbelastung.

Nach einer Aufstellung der gesetzlichen Rentenversiche-

rung beliefen sich die „nicht beitragsgedeckten Leistun-

gen“ im Jahr 2003 auf 57 Mrd € und entsprachen damit 

weitgehend den Bundeszuweisungen (ohne Beiträge 

des Bundes für Kindererziehungszeiten) dieses Jahres in 

Höhe von knapp 58 Mrd €.1) Nach weit verbreiteter Mei-

nung sind damit die versicherungsfremden Leistungen 

abgegolten. 

Allerdings ist die Abgrenzung der versicherungsfremden 

Leistungen nicht unstrittig. So wird einerseits beispiels-

1 Vgl.: Bericht der Bundesregierung zur Entwicklung der nicht beitrags-
gedeckten Leistungen und der Bundesleistungen an die gesetzliche Ren-

tenversicherung vom 13. August 2004, in: Deutsche Rentenversicherung, 
Oktober 2004, S. 579. — 2 Vgl.: Sachverständigenrat zur Begutachtung 

in % der Rentenversicherungsausgaben

Zusätzlicher
Bundeszuschuss

Beiträge für
Kindererziehungszeiten

1960 1980 2000 2021

Bundeszuschuss an die
gesetzliche Rentenversicherung

Quellen: Deutsche Rentenversicherung und Rentenversiche-
rungsbericht 2007.
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weise der Wanderungsausgleich, in dessen Rahmen die 

allgemeine der knappschaftlichen Rentenversicherung 

pauschale Kompensationszahlungen leistet, als versi-

cherungsfremd deklariert (2007: gut 1 ¾ Mrd €). Dies 

erscheint bei einer umfassenden Betrachtung dieser 

beiden grundsätzlich vergleichbaren Rentenversiche-

rungszweige aber durchaus fraglich. Auf der anderen 

Seite wird insbesondere gefordert, die Aufwendungen 

für die Hinterbliebenenrente (soweit sie über Leistun-

gen bei Wahl der Splittingoption hinausgehen) durch 

Steuermittel zu fi nanzieren. Dies wird nicht zuletzt 

damit begründet, dass die Hinterbliebenenversorgung 

aufgrund der verschärften Einkommensanrechung 

immer mehr den Charakter eines bedürftigkeitsgeprüf-

ten Transfers angenommen hat (geschätztes Volumen 

für 2007: 8 Mrd €).

Die Ausgaben der Rentenversicherung in Ostdeutsch-

land decken nicht deren Einnahmen, sodass ein Defi zit-

ausgleich von rund 12 Mrd € durch die westdeutschen 

Rentenkassen vorgenommen wird. Dies wird mitun-

ter als versicherungsfremde Leistungen interpretiert. 

Es würde jedoch grundsätzlich dem überregionalen 

Finanzausgleich widersprechen, diesen Fehlbetrag 

aus Steuermitteln zu fi nanzieren. Regionale Unter-

schiede resultieren nicht zuletzt auch aus erwünschter 

Migration der Arbeitskräfte in Regionen mit hoher 

Nachfrage, und ebenso wie sich in Westdeutschland 

Regionen mit Defi ziten fi nden lassen dürften, könnte 

es in Ostdeutschland Regionen mit überschüssigen 

Rentenkassen geben. Allenfalls wenn die gesonderten 

Rentenwertberechnungs- und Anpassungsregeln der 

ostdeutschen Rentenversicherung als außerordentliche 

Leistungen interpretiert würden, ließen sich diesbezüg-

liche versicherungsfremde Ansätze rechtfertigen.2)

In der Aufstellung der gesetzlichen Rentenversicherung 

zu den nicht beitragsgedeckten Leistungen sind die ab 

1992 erworbenen Rentenansprüche aus Kindererzie-

hungszeiten nicht enthalten. Gleichzeitig werden aber 

auch die Beiträge des Bundes für diesen Zweck nicht 

unter dem Bundeszuschuss ausgewiesen. Tatsächlich fal-

len aber derzeit praktisch noch keine Ausgaben hierfür 

an, während laufend Beiträge in Höhe von 11 ½ Mrd € 

pro Jahr überwiesen werden. Da diese Beiträge in der 

umlagefi nanzierten Rentenversicherung nicht ange spart 

werden, ergibt sich bei den derzeitigen Regelungen ein 

niedrigerer Beitragssatz bis sich die zweckgebundenen 

Ausgaben den Beitragszahlungen angleichen.3)

Die Bundeszuschüsse werden künftig aufgrund der 

Anpassungsregeln mit den Rentenausgaben Schritt 

halten. Dagegen werden einige versicherungsfremde 

Leistungen absehbar an Gewicht verlieren. So wird die 

rentensteigernde Anrechnung von Kriegsdienstzeiten 

bald keine Rolle mehr spielen. Weiterhin wurde die 

Anrechnung von Bildungs- und Aufwertung von Ausbil-

dungszeiten fast vollständig eingestellt, sodass hieraus 

keine Rentenansprüche mehr erwachsen. Auch die ohne 

Abschläge gewährten und daher aus versicherungsma-

thematischer Sicht überhöhten Frührenten werden in 

Zukunft keine Bedeutung mehr haben. 

Insgesamt ist festzuhalten, dass der Umfang der versi-

cherungsfremden Leistungen in der gesetzlichen Ren-

tenversicherung teilweise umstritten ist. Die derzeitigen 

Bundesleistungen könnten aber insbesondere dann als 

eher großzügig bezeichnet werden, wenn die erst künf-

tig anfallenden Ausgaben für Kindererziehungszeiten 

berücksichtigt werden. Allerdings könnte auch die 

geringere Rendite des Umlageverfahrens im Vergleich 

zur Kapitalmarktrendite als nicht im Einklang mit einer 

engen Interpretation des Prinzips der Beitragsäquiva-

lenz angesehen werden. Bei dieser Sichtweise wäre es 

folgerichtig, die daraus resultierende spezielle implizite 

Besteuerung der sozialversicherungspfl ichtig Beschäf-

tigten als versicherungsfremd anzusehen.

der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Jahresgutachten 2005/06, Tz. 
554 f. — 3 Vgl.: Bundestags-Drucksache 16/1614 vom 29. Mai 2006.
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rungsmathematisch angemessen sind, ist das

tats�chliche Rentenalter – von vor�ber-

gehenden Be- und Entlastungen abgesehen –

f�r die Finanzlage der Rentenversicherung

weitgehend irrelevant.14) Zur Stabilisierung

der Staatsfinanzen insgesamt (Steuern und

Sozialbeitr�ge) wie auch des gesamt-

wirtschaftlichen Produktionspotenzials ist

eine l�ngere Besch�ftigung �lterer aber in

jedem Fall von großer Bedeutung.15)

Bundeszusch�sse

Die Bundeszusch�sse wurden in den letzten

zehn Jahren deutlich ausgeweitet. Ihnen k�n-

nen Ausgaben der Rentenversicherung ge-

gen�bergestellt werden, auf die keine An-

spr�che aus Beitragszahlungen bestehen.

Zwar reichen nach vorherrschender Meinung

die heute gezahlten Zusch�sse etwa aus, um

die versicherungsfremden Leistungen der ge-

setzlichen Rentenversicherung zu finanzieren.

Dabei ist jedoch umstritten, wie diese im Ein-

zelnen abzugrenzen sind (vgl. �bersicht auf

S. 60 f.). Prinzipiell sollten im Sinne des Versi-

cherungsprinzips nur versicherungskonforme

Leistungen �ber Beitr�ge finanziert werden.

Andere, gesamtgesellschaftlich als w�n-

schenswert erachtete Leistungen sollten da-

gegen aus dem allgemeinen Steueraufkom-

men gezahlt werden. Dabei sind allerdings

auch das erreichte hohe Niveau der Bundes-

zusch�sse und die Anspannungen im Bundes-

haushalt zu beachten. Grunds�tzlich er-

scheint daher eine kritische �berpr�fung der

bestehenden versicherungsfremden Leistun-

gen angebracht.

Beitragssatz- und Sicherungsniveauziele

in der Zukunft

Die vorliegenden Vorausberechnungen der

Bundesregierung reichen bis 2021 und wei-

sen bis 2020 keinen Konflikt zwischen den

gesetzlichen Zielvorgaben eines Beitragssat-

zes von h�chstens 20% und eines Versor-

gungsniveaus vor Steuern von mindestens

46% aus.16) Auch bis 2030 scheinen ein Bei-

tragssatz von maximal 22% und gleichzeitig

ein Sicherungsniveau von mindestens 43%

bei konsequenter Umsetzung der beschlosse-

nen Maßnahmen erreichbar. Da die demogra-

phische Alterung aber auch danach weiter

voranschreiten wird, werden diese Werte

ohne weitere Maßnahmen in der Folgezeit

nicht mehr zu realisieren sein. Erst nach 2040

d�rfte gem�ß den derzeitigen Annahmen zu-

mindest von der niedrigeren Geburtenrate

kein gr�ßerer Beitragssatzdruck mehr ausge-

hen, weil dann nicht nur die Beitragszahler,

sondern auch die meisten Rentner aus den

durch eine niedrigere Geburtenrate gekenn-

zeichneten Geburtsjahrg�ngen stammen

werden. Als finanzielles Problem bleibt dann

aber die voraussichtlich weiter steigende

Lebenserwartung bestehen. Dieses k�nnte je-

doch durch eine kontinuierliche Anpassung

des gesetzlichen Rentenalters gel�st werden.

14 Vgl.: J. Clemens, Anhebung der Regelaltersgrenze
und Abschl�ge bei vorzeitigem Renteneintritt, Wirt-
schaftsdienst, 12/2007, S. 835–840.
15 Der Sachverst�ndigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung sch�tzt beispielsweise
aufgrund des h�heren Erwerbspersonenpotenzials in-
folge der Anhebung des gesetzlichen Rentenalters einen
positiven Effekt auf die j�hrliche Potenzialwachstumsrate
von 0,1 bzw. 0,3 Prozentpunkten im Zeitraum 2012 bis
2029 (Gutachten 2007/08, Tz. 267 ff.).
16 Vgl.: Rentenversicherungsbericht 2007 der Bun-
desregierung, Bundestags-Drucksache 16/7300 vom
22. November 2007.
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Insgesamt erscheint f�r eine vorausschau-

ende und langfristig angelegte Rentenpolitik

eine deutlich weiter reichende Vorausberech-

nung der Rentenfinanzen angebracht, die

den langfristigen Handlungsbedarf konkre-

tisiert und �berzogenen Erwartungen, aber

auch Verunsicherungen vorbeugt.

Zu weiteren Aspekten der

rentenpolitischen Diskussion

Gewichtsverlagerung zugunsten

vermehrter Kapitaldeckung

Durch die j�ngsten Reformen wurden die

Parameter der gesetzlichen Rentenversiche-

rung zumindest bis zum Jahr 2030 so einge-

stellt, dass das System finanziell bis dahin

stabil bleiben k�nnte. Die bei der gegebenen

demographischen Entwicklung zwangsl�ufig

sinkende Rendite dr�ckt sich vor allem in

h�heren Beitragss�tzen und niedrigeren rela-

tiven Rentenniveaus aus.17) Letzteres bedeu-

tet f�r jene, die ein h�heres finanzielles Ab-

sicherungsniveau anstreben, die Notwendig-

keit einer zus�tzlichen – in der Regel kapital-

gedeckten – Altersvorsorge. Personen, die die

k�nftigen Leistungen der gesetzlichen Ren-

tenversicherung bislang falsch eingesch�tzt

haben, d�rften ihre Sparbem�hungen anpas-

sen. Innerhalb der Altersvorsorge insgesamt

d�rfte sich alles in allem im Zeitverlauf ange-

sichts der sinkenden Leistungen der gesetz-

lichen Rentenversicherung eine Gewichtsver-

lagerung von der Umlagefinanzierung zur

Kapitaldeckung ergeben (vgl. auch die �ber-

sicht auf den S. 64 f.).

Insgesamt gesehen kann in kapitalgedeckten

Systemen zwar mit einer h�heren Rendite ge-

rechnet werden als im Umlageverfahren.18)

Bei einem bestehenden umlagefinanzierten

System, mit dessen Einf�hrung die fr�hen

Rentnergenerationen finanziert wurden, ist

aber allein von der Umstellung auf Kapital-

deckung kein Nettogewinn in dem Sinne zu

erwarten, dass die Reformgewinner die Ver-

lierer kompensieren und trotzdem noch einen

Vorteil realisieren k�nnen. Vielmehr ist grund-

s�tzlich davon auszugehen, dass sich Gewin-

ne und Verluste praktisch ausgleichen.19)

Letztlich ist auch hier �ber die intergenerative

Verteilung zu entscheiden, das heißt, wie Be-

lastungen und Leistungen im Zusammenhang

mit dem staatlichen Alterssicherungssystem

auf die verschiedenen Generationen verteilt

werden sollen.

17 Vgl. ausf�hrlich zur Berechnung impliziter Renditen:
Gutachten des Sozialbeirats zum Rentenversicherungs-
bericht 2004 (Bundestags-Drucksache 15/4498), S. 90 ff.
18 Abgesehen von der Einf�hrungsgeneration ergibt sich
die Rendite umlagefinanzierter Alterssicherungssysteme
aus der Wachstumsrate der Lohnsumme, die sich aus der
Zunahme der Pro-Kopf-Entgelte und der Besch�ftigten-
zahl zusammensetzt und l�ngerfristig nur begrenzt von
der gesamtwirtschaftlichen Wachstumsrate abweichen
d�rfte. Die durchschnittliche Rendite kapitalgedeckter
Systeme ergibt sich dagegen aus der Verzinsung am
Kapitalmarkt abz�glich renditemindernder Effekte wie
h�heren Verwaltungskosten und Pr�mienaufschl�gen
aufgrund einer asymmetrischen Informationsverteilung
zwischen Versicherten und vorsichtig kalkulierenden Ver-
sicherern.
19 Vgl.: Deutsche Bundesbank, M�glichkeiten und Gren-
zen einer verst�rkten Kapitaldeckung in der gesetzlichen
Alterssicherung in Deutschland, Monatsbericht, Dezem-
ber 1999, S. 22, sowie grundlegend: F. Breyer (1989), On
the Intergenerational Pareto Efficiency of Pay-as-you-go
Financial Pension Systems, Journal of Institutional and
Theoretical Economics (JITE), 145, S. 643–658. Modelle,
in denen der Wechsel vom Umlage- zum Kapital-
deckungsverfahren Effizienzgewinne mit sich bringt, ba-
sieren letztlich auf der Annahme, dass die explizite Steuer
zur Finanzierung des �bergangs mit geringeren Verzer-
rungen (insbesondere auf dem Arbeitsmarkt) verbunden
ist als die Fortf�hrung der impliziten Besteuerung im Um-
lagesystem.

Andere
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d�rften an
Bedeutung
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Allein durch
Wechsel der
Finanzierung
kein Effizienz-
gewinn zu
erwarten
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Staatliche Förderung der betrieblichen und privaten Altersvorsorge

Parallel zu den beitragssatzdämpfenden Maßnahmen in 

der gesetzlichen Rentenversicherung weitete der Gesetz-

geber die staatliche Förderung der Altersvorsorge auf der 

betrieblichen und der privaten Ebene erheblich aus. So 

wurde im Jahr 2002 der Anspruch der Arbeitnehmer auf 

Entgeltumwandlung im Rahmen der betrieblichen Alters-

versorgung eingeführt. Seither können bis zu 4% der 

Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenver-

sicherung (derzeit also 2 544 € pro Jahr) steuer- und sozial-

abgabenfrei für eine betriebliche Altersversorgung ver-

wendet werden.1) In der Rentenbezugsphase greift dann 

die nachgelagerte Besteuerung, und seit 2004 sind von 

Betriebsrenten außerdem volle Beiträge an die gesetzliche 

Kranken- und die soziale Pfl egeversicherung zu leisten. 

Die ursprüngliche Befristung der Sozialabgabenfreiheit bis 

Ende 2008 wurde mittlerweile aufgehoben. Umfrageergeb-

nissen zufolge wurde die betriebliche Altersversorgung seit 

dem Jahr 2001 deutlich ausgeweitet. Ende 2001 verfügten 

danach 38% der sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten 

in der Privatwirtschaft über einen Betriebsrentenanspruch. 

Bis Mitte 2004 ergab sich ein Anstieg auf 46%, der zu einem 

guten Teil auf die zusätzliche Förderung zurückzuführen 

sein dürfte.  Neuere Befragungsergebnisse differenzieren 

nicht zwischen Privatwirtschaft und öffentlichem Dienst. 

Sie deuten aber darauf hin, dass die Ausweitung bis Ende 

2006 deutlich an Dynamik verloren hat.2)

Zur Förderung der privaten Altersvorsorge wurde eben-

falls im Jahr 2002 die „Riester-Rente“ eingeführt. Sofern 

die Vorsorgeprodukte die gesetzlichen Kriterien erfüllen, 

kann seither ein bestimmter Beitrag als Sonderausgabe 

steuerlich geltend gemacht werden. Der maximale Vorsor-

gebeitrag belief sich anfangs auf 525 € pro Jahr, wurde in 

Zweijahresschritten jeweils um diesen Betrag erhöht und 

erreichte schließlich im Jahr 2008 den Endwert von 2 100 €. 

Um Geringverdiener und Eltern zusätzlich zu unterstützen, 

wurde alternativ eine Zulagenförderung eingeführt.3) Auf-

grund der staatlichen Förderung bietet die Riester-Rente 

bei gegebener Bruttoverzinsung eine höhere Nachsteuer-

rendite als etwa sonstige private Rentenversicherungen 

(mit steuerfrei vereinnahmten Erträgen in der Anspar-

phase) oder ungeförderte Sparpläne, bei denen sowohl die 

Beiträge als auch die laufenden Zinserträge der Steuer zu 

unterwerfen sind. Aufgrund der (zuletzt ausgeweiteten) 

Zulagenförderung ist der Renditevorteil der Riester-Rente 

vor allem für geringverdienende Personen mit Kindern 

besonders groß.

Der Vorteil einer nachgelagerten Besteuerung – wie im Fall 

der Riester-Rente – im Vergleich zur vorgelagerten steuer-

lichen Erfassung (der Beiträge und der Zinserträge in der 

1 Parallel zur Beendigung der Pauschalbesteuerung nach § 40b EStG 
für kapitalgedeckte Altersversorgungen wurden die Direktversiche-
rung in die Förderung nach § 3 Nr. 63 EStG aufgenommen und der 
Steuerfreibetrag pauschal um 1 800 € pro Jahr angehoben. — 2 Vgl.: 
TNS Infratest Sozialforschung, Situation und Entwicklung der betrieb-
lichen Altersversorgung in Privatwirtschaft und öffentlichem Dienst 
2001 – 2004, München, 21. September 2005, sowie: TNS Infratest 
Sozialforschung, Situation und Entwicklung der betrieblichen Alters-
versorgung in Privatwirtschaft und öffentlichem Dienst 2001 – 2006, 

München, 22. Juni 2007. — 3 Die Zulage betrug anfangs 36 € pro 
Erwachsenem und zusätzlich 46 € je Kind. Nach den Anhebungen im 
Zweijahresturnus stiegen die Zulagen auf 154 € bzw. 185 € ab 2008. 
Für nach dem 31. Dezember 2007 geborene Kinder wurde die Zulage 
zudem auf 300 € angehoben. — 4 Unterstellte nominale Vorsteuerren-
dite: 4% pro Jahr, Ansparphase: 45 Jahre, Rentenbezugsdauer: 21 Jahre, 
Grenzsteuersatz im Alter halbiert. — 5 So ermittelte die Bundesregie-
rung in ihrem Alterssicherungsbericht 2005 (Bundestags-Drucksache 
16/906) nur unter der Prämisse ein weitgehend konstantes, langfristig 
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Ansparphase) liegt zum einen in der Steuerfreiheit der 

Kapitalerträge und zum anderen darin begründet, dass im 

Alter das Einkommen und damit der sich aus dem progres-

siven Tarif ergebende Steuersatz niedriger sein dürfte als in 

der Erwerbsphase. Im Fall der sonstigen privaten Rentenver-

sicherung bleiben zwar die Zinserträge in der Ansparphase 

ebenfalls steuerfrei. Im Vergleich zur Riester-Rente entfällt 

jedoch die progressionsbedingte Entlastung durch die Ver-

lagerung von steuerpfl ichtigen Einkünften ins Alter.

Wenn mit der Riester-Rente ein bestimmtes Netto-Versor-

gungsniveau im Alter erreicht werden soll, muss die nachge-

lagerte Besteuerung in der Auszahlungsphase in Rechnung 

gestellt werden. Wenn etwa die Leistungseinschränkungen 

in der gesetzlichen Rentenversicherung ausgeglichen wer-

den sollen, wird es im Regelfall daher mehr als nur der Bei-

träge zur Riester-Rente bedürfen.5)

Die Zahl der geförderten Riester-Verträge stieg bis Ende 

2003 rasch auf 4 Millionen an. Es folgte eine Phase der Stag-

nation bis Mitte 2005. Erst danach kam es zu einem kräfti-

gen und stetigen Zuwachs bis auf 10 ¾ Millionen Verträge 

Ende 2007. Dazu dürfte nicht zuletzt die Vereinfachung 

der Förderkriterien, aber auch der weitgehende Abbau der 

steuerlichen Privilegierung der nach 2004 abgeschlossenen 

Lebensversicherungsverträge 6) beigetragen haben. Das Vor-

sorgevolumen insgesamt wie auch die gesamtwirtschaft-

liche Ersparnis sind allerdings nur insoweit ausgeweitet 

worden, wie es nicht zu einer Substitution der einen durch 

eine andere Form der Altersvorsorge gekommen ist.7)

Die staatliche Förderung der Riester-Rente belief sich 

2007 für die Zulagen auf gut 1 Mrd €. Für die Steueraus-

fälle durch den Sonderausgabenabzug liegen vollständige 

Daten nur bis 2003 vor (54 Mio €). Sie könnten sich aber 

etwa auf zwei Drittel des Zulagenniveaus belaufen.8) Da im 

Jahr 2008 eine letzte Erhöhungsstufe hinzukommt und die 

Anzahl der Verträge zuletzt sehr dynamisch gewachsen ist, 

werden sich die Kosten noch beträchtlich ausweiten. Sofern 

nicht Einsparungen an anderer Stelle vorgenommen wer-

den, ist damit ein größerer staatlicher Schuldenstand oder 

eine unmittelbar höhere Steuerbelastung verbunden. Mit 

einem höheren Schuldenstand würden weitere Belastun-

gen in die Zukunft verschoben. Eine stärkere Besteuerung 

würde nicht nur die privaten Vorsorgeaktivitäten erschwe-

ren, sondern zudem andere Verzerrungen hervorrufen.

Insgesamt umfasst die staatliche Förderung der betrieb-

lichen und privaten Altersvorsorge ein breites und aufgrund 

zahlreicher Sonderregelungen unübersichtliches Spektrum 

an Instrumenten. Mehr Transparenz und weitere Vereinfa-

chungen der Förderkriterien könnten dazu beitragen, dass 

die Vorsorgeprodukte besser verstanden werden. Dabei ist 

auch eine umfassende statistische Erfassung insbesondere 

der betrieblichen Altersvorsorge geboten. Letztlich gilt es, 

wie bei jeder staatlichen Subvention, eine zielgerichtete 

und transparente Gewährung sicherzustellen, die eine effi -

ziente Verwendung der Fördermittel und eine regelmäßige 

Erfolgskontrolle ermöglicht.

sogar wieder steigendes Gesamtversorgungsniveau, dass zusätzlich die 
Steuerersparnisse aus der allmählichen Steuerfreistellung der Beiträge 
zur gesetzlichen Rentenversicherung in eine zusätzliche private Renten-
versicherung investiert werden. — 6 Bis zum 31. Dezember 2004 abge-
schlossene Lebensversicherungsverträge können nach einer Laufzeit 
von 12 Jahren steuerfrei ausgezahlt werden. Damit blieben auch die Zins-
erträge in der Ansparphase von der Besteuerung verschont. Bei neueren 
Verträgen ist in diesen Fällen die Hälfte des Auszahlungsbetrages zu

versteuern (§ 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG). — 7 Im Vergleich zum Durchschnitt 
der Jahre 2000 bis 2003 mit jeweils gut 2 Millionen neuen Kapital-
lebensversicherungen (einschl. fondsgebundene Versicherungen) wur-
den in den Jahren 2005 und 2006 jeweils nur noch rd. 1¼ Millionen 
Neuverträge geschlossen. Dem standen 1½ bzw. 2½ Millionen neue 
Riester-Verträge in diesen beiden Jahren gegenüber. — 8 Vgl.: Bundes-
tags-Drucksache 16/8016. — 9 Ohne Verträge im Rahmen der betrieb-
lichen Altersversorgung.
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Erweiterung des versicherungspflichtigen

Personenkreises

Der derzeit mitunter erhobenen Forderung

nach einer Erweiterung des versicherungs-

pflichtigen Personenkreises insbesondere um

Selbst�ndige liegen vor allem zwei Argumen-

tationslinien zugrunde. Zum einen gelte es

sicherzustellen, dass m�glichst umfassend

eine finanzielle Mindestvorsorge f�r das Alter

betrieben wird. So werde durch Eigenvor-

sorge Bed�rftigkeit im Alter vermindert, die

andernfalls die Gemeinschaft �ber Sozial-

leistungen im Rahmen der Mindesteinkom-

menssicherung zu finanzieren h�tte. Es werde

hierdurch strategisches Verhalten auf Kosten

aller Steuerzahler verringert. Daf�r kommen

allerdings durchaus auch verpflichtende pri-

vate Vorsorgeformen in Betracht.

Zum anderen wird argumentiert, dass das be-

stehende Umlageverfahren grunds�tzlich zu

einer im Vergleich zur privaten Altersvorsorge

ung�nstigeren Beitragsrendite f�hre. Die hie-

raus resultierende implizite Steuer solle im

Sinne einer gleichm�ßigeren Besteuerung

durch eine umfassendere Rentenversiche-

rungspflicht auf eine breitere Basis gestellt

werden. Alternativ k�me diesbez�glich auch

ein Ausgleich des Renditenachteils der ge-

setzlich Rentenversicherten aus allgemeinen

Steuermitteln – und somit auch die Beteili-

gung des nicht versicherten Personenkreises –

in Frage. Der Rentenbeitrag k�nnte hierdurch

so weit gesenkt werden, dass in der gesetz-

lichen Rentenversicherung eine bestimmte

Verzinsung erzielt w�rde, die der bei Kapital-

deckung zu erwartenden Rendite vergleich-

bar w�re, wobei allerdings mit erheblichen

Schwierigkeiten bei der Bestimmung der Ziel-

rendite zu rechnen ist. In diesem Fall w�rde

die gruppenspezifische implizite durch eine

allgemeine explizite Besteuerung ersetzt. Die

gesetzlich Versicherten w�rden die h�here

explizite Steuerlast zwar mittragen. Per saldo

w�rden aber nur die bislang von der Versiche-

rungspflicht nicht erfassten und damit von

der impliziten Steuer befreiten Personen zu-

s�tzlich belastet.

Grunds�tzlich ist auch hier in erster Linie eine

Verteilungsfrage zu kl�ren. Wenn der gesetz-

lichen Rentenversicherung zus�tzliche Bei-

tragszahler zugef�hrt werden, verbessert sich

vor�bergehend die Finanzlage der gesetz-

lichen Rentenversicherung, weil den neuen

Beitr�gen erst sp�ter die durch sie begr�nde-

ten Ausgaben folgen. Wie sich diese Entlas-

tung auf die beteiligten Personen tats�chlich

verteilt, h�ngt davon ab, inwieweit die h�he-

ren Einzahlungen (denen langfristig auch

Rentenanspr�che der neuen Versicherten ge-

gen�berstehen) in R�cklagen eingebracht,

zur Senkung von Beitr�gen oder gar zu Leis-

tungsausweitungen verwendet werden.

Maßnahmen zur Vermeidung

zunehmender Altersarmut

Infolge des sinkenden (relativen) Renten-

niveaus wird bef�rchtet, dass in Zukunft

Altersarmut zu einem gewichtigen Problem

werden k�nnte. Zum Ende des Jahres 2006

bezogen 2,3% der �ber 65-J�hrigen Leistun-

gen im Rahmen der bed�rftigkeitsgepr�ften

Grundsicherung im Alter. Im Vergleich dazu

erhielten allein gut 10% der Bev�lkerung un-

ter 65 Jahren Leistungen im Rahmen der
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pflicht auf
Selbst�ndige ...

... zum Schutz
vor
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...und zur
gleich-
m�ßigeren
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Grundsicherung f�r Arbeitsuchende. In Zu-

kunft k�nnte der Prozentsatz f�r die �lteren

angesichts zunehmend unterbrochener Er-

werbsbiographien und somit niedrigerer

Rentenanwartschaften wachsen. Das r�ckl�u-

fige Rentenniveau wirkt sich auf die Bed�rf-

tigkeit im Alter aus, wenn hierdurch die

Renten langsamer steigen als die Grund-

sicherungsleistungen und dem keine kom-

pensierende Eigenvorsorge gegen�ber-

steht.20) Vor diesem Hintergrund wird mit-

unter gefordert, die gesetzliche Rentenver-

sicherung mit der Aufgabe einer expliziten

Mindesteinkommenssicherung zu betrauen.

In Deutschland wird von staatlicher Seite ein

Einkommen in H�he des sozio-kulturellen

Existenzminimums garantiert und insofern

das Ziel einer armutsvermeidenden Sozialleis-

tung verfolgt. Diese individuelle Absicherung

setzt deshalb Bed�rftigkeit voraus. Sie wird

als allgemeine Staatsaufgabe – ordnungspoli-

tisch folgerichtig – aus allgemeinen Steuer-

mitteln finanziert. Bei einer Verlagerung sol-

cher Leistungen f�r �ltere auf die Rentenver-

sicherung w�ren diese als versicherungsfremd

einzustufen und systemgerecht aus Steuer-

mitteln zu finanzieren. Wenn speziell im Alter

�ber die Bed�rftigkeit hinausgehende Sozial-

leistungen eingef�hrt werden sollten, ist zu

ber�cksichtigen, dass hiermit finanzielle Be-

lastungen verbunden w�ren, die einen weite-

ren Transfer von den j�ngeren zu den �lteren

Generationen bedeuten w�rden.

Ad-hoc-Erh�hung der Rentenanpassung

in den Jahren 2008 und 2009

Die im Rahmen der Rentenreform 2001 be-

schlossenen Erh�hungsstufen des Altersvor-

sorgeanteils sollten verteilt �ber die Jahre

2003 bis 2010 in der Summe eine Minderan-

passung der Renten um 5% bewirken. Bis-

lang wurden jedoch erst vier von acht Stufen

umgesetzt, von denen zwei in den Jahren

2005 und 2006 ihre Wirkung aufgrund einer

Schutzklausel bislang nicht entfalten konn-

ten. Effektiv wurden bisher also nur die Ren-

tenanpassungen in den Jahren 2003 und

2007 um jeweils gut 0,6 Prozentpunkte ver-

mindert. Nunmehr ist geplant, den Effekt

durch einen Ad-hoc-Eingriff in den grund-

s�tzlichen Anpassungsmechanismus in die-

sem und im kommenden Jahr auszusetzen

und daf�r in den Jahren 2012 und 2013

nachzuholen. Dadurch k�nnen die Renten in

diesem Jahr um 1,1% angehoben werden.

Im n�chsten Jahr k�nnte die Anpassung 2%

�bersteigen, wenn die durchschnittlichen

L�hne und Geh�lter 2008 wie von der Bun-

desregierung erwartet um 2 1�2 % wachsen.

Der diskretion�re Eingriff verursacht im lau-

fenden Jahr Mehrausgaben der Rentenver-

sicherung von fast 3�4 Mrd 3, die 2009 auf gut

2 Mrd 3 und 2010 auf 3 Mrd 3 anwachsen. In

der Summe ist mit Mehrausgaben von rund

12 Mrd 3 zu rechnen.

20 Die Grundsicherungsleistungen werden grunds�tzlich
jedes Jahr zum 1. Juli wie die Renten angepasst. Dar�ber
hinaus findet aber immer dann eine grunds�tzliche �ber-
pr�fung des Regelsatzes statt, wenn neue Daten der Ein-
kommens- und Verbrauchsstichprobe vorliegen (§ 28
Abs. 3 SGB VII).
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Aufgrund der aktuell relativ g�nstigen Finanz-

lage der gesetzlichen Rentenversicherung

k�nnen die h�heren Renten zun�chst aus der

R�cklage finanziert werden. Nur wenn die

D�mpfungsstufen tats�chlich nachgeholt

werden, bleibt es bei einer vor�bergehenden

Mehrbelastung, die letztlich in den kommen-

den Jahren �ber h�here Beitragss�tze (und

�ber den an den Beitragssatz gekoppelten

Bundeszuschuss auch durch die Steuerzahler)

zu finanzieren ist. Dies erh�ht die ohnehin

schon st�rkere Belastung j�ngerer Genera-

tionen.

Ab dem Jahr 2011 sollen die in den Jahren

2005 und 2006 unterbliebenen Rentenk�r-

zungen durch Halbierung der Anpassungs-

s�tze nachgeholt werden. Dann w�rde es zu

einer Kumulation von D�mpfungswirkungen

und daher zu besonders niedrigen j�hrlichen

Rentenerh�hungen kommen. Ein weiteres

Hinausschieben der Anpassungsminderungen

wird zudem immer schwieriger, weil dann

Jahre betroffen w�ren, die zunehmend durch

den demographischen Alterungsprozess ge-

kennzeichnet sind und in denen der Nachhal-

tigkeitsfaktor immer st�rker anpassungsmin-

dernd wirken wird. Dies erleichtert die politi-

sche Durchsetzbarkeit insbesondere dann

nicht, wenn die unterstellten anhaltend kr�f-

tigen Lohnsteigerungen schw�cher ausfallen

w�rden als in den Vorausberechnungen er-

wartet. Wenn es nicht gelingen sollte, die

K�rzungsstufen nachzuholen, droht ein

dauerhaft um 0,3 Prozentpunkte h�herer

Beitragssatz und damit ein �berschreiten der

Beitragssatzobergrenzen.

Schlussbetrachtung

Die gesetzliche Rentenversicherung wird in

starkem Maße von der demographischen Ent-

wicklung beeinflusst. Das diesbez�gliche Be-

wusstsein ist in den vergangenen Jahren er-

heblich gewachsen. Insbesondere langfristige

Projektionen haben deutlich gemacht, dass

im Vergleich zur derzeitigen Situation erheb-

liche Ver�nderungen der f�r die Finanzent-

wicklung zentralen Parameter erforderlich

sind, um das System auf Dauer zu stabilisie-

ren. Durch eine transparente und nachvoll-

ziehbare Darstellung langfristiger Entwicklun-

gen und der zu erwartenden Ver�nderungen

von Beitragss�tzen, Renteneintrittsalter und

Rentenniveau k�nnen Vertrauen und Pla-

nungssicherheit im Hinblick auf die individuel-

le Alterssicherung hergestellt werden. Dies ist
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nicht zuletzt erforderlich, um Konsum- und

Sparentscheidungen rechtzeitig auf eine ge-

w�nschte finanzielle Absicherung im Alter

ausrichten zu k�nnen.

Mit den Reformen der vergangenen Jahre

wurde der Anpassungsbedarf zun�chst bis

zum Jahr 2030 weitgehend offengelegt. Es

wurden Maßnahmen beschlossen, die die

Tragf�higkeit bis dahin sicherstellen sollen

und erheblichen Einfluss auf die einzelnen

Parameter der Rentenversicherung haben.

Zuk�nftig wird es demnach zu einem Bei-

tragssatzanstieg kommen, der aber insbeson-

dere durch eine Absenkung des relativen

Rentenniveaus und eine Erh�hung des ge-

setzlichen Renteneintrittsalters begrenzt wer-

den soll. Letztlich bleibt es aber dabei, dass

j�ngere Generationen erhebliche Belastun-

gen zu tragen haben. Insgesamt gesehen

wird die Bedeutung der privaten Vorsorge

zunehmen.

Das Vertrauen insbesondere der j�ngeren Ge-

nerationen in die mittel- bis langfristig in Aus-

sicht gestellte Entwicklung und letztlich in die

gesetzliche Rentenversicherung h�ngt aller-

dings entscheidend davon ab, dass die ver-

einbarten Pfade auch tats�chlich verl�sslich

beschritten werden. Wird beispielsweise die

absehbar nur vor�bergehend positive Finanz-

lage zum Anlass f�r Ad-hoc-Leistungsauswei-

tungen f�r die mit relativ hohen Renten-

niveaus ausgestatteten heutigen Rentner ge-

nommen, werden damit – vergleichbar einer

Kreditaufnahme – neue Lasten in die Zukunft

geschoben.

Es ist bereits heute absehbar, dass sich die

Lebenserwartung auch �ber das Jahr 2030

hinaus erh�hen wird. Daher werden k�nftig

weitere Anpassungen erforderlich sein. Hier

gilt es rechtzeitig einen Konsens bez�glich

der Fortentwicklung der Rentenversicherung

herzustellen und Planungssicherheit zu schaf-

fen. Vor allem angesichts der steigenden

Lebenserwartung scheint nicht zuletzt eine

weitere Anpassung des gesetzlichen Renten-

alters naheliegend, da sich andernfalls das

Verh�ltnis zwischen Renten- und Erwerbs-

phase kontinuierlich erh�hen w�rde. Hier-

durch stiege die Finanzlast der Rentenver-

sicherung automatisch, und die Tragf�higkeit

des Rentensystems w�re gef�hrdet.

Die Bew�ltigung der demographischen Ver-

�nderungen wird aus gesamtwirtschaftlicher

Sicht durch ein h�heres Wachstum des Pro-

duktionspotenzials erleichtert. Dazu tr�gt ein

weiterer Abbau der strukturellen Arbeitslosig-

keit und eine st�rkere Erwerbsbeteiligung ins-

besondere der �lteren bei. Ein attraktiver

Standort f�r Besch�ftigte wie auch f�r Investi-

tionen ist letztlich die Basis f�r den gesell-

schaftlichen Wohlstand und tragf�hige

Renten- und Staatsfinanzen.

Bislang wurde
Lastverteilung
bis 2030
offengelegt

Festhalten an
beschlossenen
Reformen f�r
l�ngerfristiges
Vertrauen ent-
scheidend

Weitere
Anpassungen
insbesondere
beim
Rentenalter
naheliegend

St�rkung der
Wirtschaftskraft
erleichtert Be-
w�ltigung de-
mographischer
Ver�nderungen
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Anhang:

Wichtige finanzwirksame Neuregelungen zur

Alterssicherung seit 1997

Rentenreformgesetz 1999

(16. Dezember 1997)

– Erg�nzung der Rentenanpassungsformel um

einen Demographiefaktor. Wenn die fernere Le-

benserwartung der 65-J�hrigen steigt, soll die

Rentenerh�hung geringer ausfallen. Der Demo-

graphiefaktor kann aber nicht zu einer Renten-

k�rzung f�hren. F�r das Netto-Eckrentenniveau

ist eine Untergrenze von 64% vorgesehen.

– Zur Verstetigung des Beitragssatzverlaufs wird

nicht mehr ein Punktziel von genau einer Mo-

natsausgabe f�r die R�cklage zum Ende des Fol-

gejahres festgelegt, sondern ein Zielkorridor von

einer bis 11�2 Monatsausgaben. Erst wenn dieser

Korridor verlassen zu werden droht, muss der

Beitragssatz angepasst werden.

– H�herbewertung der Kindererziehungszeiten

von 75% des Durchschnittseinkommens auf

100% ab dem 1. Juli 2000. Außerdem wird auf

die Verrechnung mit anderen Eink�nften ver-

zichtet („additive“ Ber�cksichtigung).

– Zusammenfassung der Berufs- und Erwerbs-

unf�higkeitsrente zur Erwerbsminderungsrente.

Das Arbeitsmarktrisiko soll die Rentenversiche-

rung nicht mehr belasten, das heißt, die Gew�h-

rung einer Erwerbsminderungsrente h�ngt aus-

schließlich vom objektiven Gesundheitszustand

und nicht mehr von den faktischen Besch�fti-

gungsm�glichkeiten ab (�bergang von der kon-

kreten zur abstrakten Betrachtungsweise).

– Beim Beginn der Erwerbsminderungsrente nach

dem 60. Lebensjahr werden auf das Alter 63 be-

zogene Abschl�ge von 3,6% pro Jahr f�llig,

maximal also 10,8%. Gleichzeitig wird die

Zurechnungszeit zwischen dem 55. und dem

60. Lebensjahr mit zwei Dritteln (statt bislang

mit einem Drittel) des eigenen Durchschnittsver-

dienstes gewichtet. Anhebung des Rentenalters

f�r Schwerbehinderte von 60 auf 63 Jahre.

– Zus�tzlicher Bundeszuschuss ab dem 1. April

1998, der fortlaufend dem Aufkommen eines

Prozentpunkts des Umsatzsteuerregelsatzes ent-

sprechen soll.

Gesetz zur Finanzierung eines Zus�tzlichen

Bundeszuschusses zur gesetzlichen

Rentenversicherung (19. Dezember 1997)

Anhebung des Umsatzsteuerregelsatzes von 15%

auf 16% zur Finanzierung des Zus�tzlichen Bun-

deszuschusses, um einen sonst drohenden Bei-

tragssatzanstieg �ber 20,3% hinaus zu verhin-

dern.

Gesetz zu Korrekturen in der

Sozialversicherung und zur Sicherung der

Arbeitnehmerrechte (19. Dezember 1998)

– Aussetzung von Regelungen des Rentenreform-

gesetzes 1999: Die Bestimmungen zum Demo-

graphiefaktor finden f�r die Jahre 1999 und

2000 und die Neuregelungen im Bereich der

Berufs- und Erwerbsunf�higkeitsrenten im Jahr

2000 keine Anwendung.

– Der Bund zahlt Beitr�ge f�r die Kindererziehung

und erstattet Kosten, die mit der deutschen Ein-
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heit verbunden sind. Gleichzeitig wird der Allge-

meine Bundeszuschuss um einen (kleineren)

Betrag gek�rzt. Insgesamt kann der Beitragssatz

damit zum 1. April 1999 von 20,3% auf 19,5%

gesenkt werden.

Gesetz zur Neuregelung der geringf�gigen

Besch�ftigungsverh�ltnisse (24. M�rz 1999)

Die Einkommensgrenze f�r geringf�gige Besch�fti-

gungsverh�ltnisse wird einheitlich auf 630 DM pro

Monat festgelegt. Um der Erosion der Beitragsbe-

messungsgrundlage entgegenzuwirken, werden

statt einer Pauschalsteuer von 20% (zzgl. Solidari-

t�tszuschlag und ggfs. Kirchensteuer) im Regelfall

10% an die gesetzliche Kranken- und 12% an die

Rentenversicherung abgef�hrt. Der Rentenbeitrag

kann vom Arbeitnehmer freiwillig auf den norma-

len Beitragssatz angehoben werden, um den Ren-

tenanspruch zu vergr�ßern und außerdem Zugang

zu s�mtlichen Versicherungsleistungen zu er-

halten.

Gesetz zur F�rderung der Selbst�ndigkeit

(20. Dezember 1999)

Zur Begrenzung der Flucht aus der Sozialversiche-

rung mittels einer „scheinselbst�ndigen“ Besch�f-

tigung werden die Kriterien pr�zisiert und die Be-

weislast zulasten der potenziell Versicherungs-

pflichtigen verschoben.

Haushaltssanierungsgesetz 1999

(22. Dezember 1999)

– Erh�hung des Zus�tzlichen Bundeszuschusses

um eine �kosteuerfinanzierte Komponente ab

dem Jahr 2000. F�r die Folgejahre werden die

Erh�hungsbetr�ge gesetzlich vorgegeben, und

von 2004 an soll der neue Zuschuss entspre-

chend dem beim Bund anfallenden „�ko-

steuer“-Aufkommen fortgeschrieben werden.

Korrespondierend wird der umsatzsteuerfinan-

zierte Teil des Zus�tzlichen Zuschusses in den

Jahren 2001 bis 2003 diskretion�r gek�rzt.

– Abweichend von der Rentenanpassungsformel

sollen die Renten in den Jahren 2000 und 2001

entsprechend der Inflationsrate des Vorjahres

angehoben werden.

– Der Rentenversicherungsbeitragssatz f�r das

Jahr 2000 wird per Gesetz auf 19,3% festge-

legt.

– Die Rentenversicherungsbeitr�ge f�r Bezieher

von Arbeitslosenhilfe richten sich ab dem 1. Ja-

nuar 2000 nicht mehr nach 80% des vorheri-

gen Bruttoentgelts, sondern nach dem Zahl-

betrag der Arbeitslosenhilfe.

Gesetz zur Reform der Renten wegen vermin-

derter Erwerbsf�higkeit (20. Dezember 2000)

– Abschaffung der Berufsunf�higkeitsrente f�r

(bei Inkrafttreten des Gesetzes) unter 40-J�h-

rige.

– Ersatz der Erwerbsunf�higkeitsrente durch eine

zweistufige Erwerbsminderungsrente. F�r nur

teilweise Erwerbsgeminderte sollen die Arbeits-

marktchancen ber�cksichtigt werden („kon-

krete Betrachtungsweise“). F�r die Dauer des

Arbeitslosengeldanspruchs erstattet die Bundes-

anstalt f�r Arbeit die H�lfte der Erwerbsminde-

rungsrente.

– Beim Beginn der Erwerbsminderungsrente nach

dem 60. Lebensjahr sind auf das Alter 63 bezo-

gene Abschl�ge von 3,6% pro Jahr f�llig, maxi-
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mal also 10,8%. Gleichzeitig wird die Zurech-

nungszeit zwischen dem 55. und dem 60. Le-

bensjahr in H�he des vollen eigenen Durch-

schnittsverdienstes ber�cksichtigt (statt bislang

mit einem Drittel).

– Der „�kosteuer“-finanzierte Zus�tzliche Bun-

deszuschuss wird nach 2003 nicht mehr nach

dem Aufkommen der �kosteuer, sondern mit

der Ver�nderungsrate der Bruttolohn- und -ge-

haltssumme fortgeschrieben.

Altersverm�genserg�nzungsgesetz

(21. M�rz 2001)

– �bergang von der Nettolohnanpassung zur mo-

difizierten Bruttolohnanpassung. Besteuerung

und Abgabenbelastung durch �brige Sozialver-

sicherungssysteme spielen f�r die Rentenanpas-

sung keine Rolle mehr. Durch den Altersvorsor-

geanteil („Riester-Treppe“) sollen Renten �ber

acht Jahre in dem Maße langsamer wachsen,

wie vermehrt private Altersvorsorgebeitr�ge ge-

leistet werden sollen (pauschaler anpassungs-

mindernder Effekt: gut 0,6 Prozentpunkte pro

Jahr).

– Erstmalige gesetzliche Festlegung von Beitrags-

satzzielen: Bis zum Jahr 2020 soll der Renten-

beitragssatz nicht �ber 20% und bis 2030 nicht

�ber 22% steigen. Anderenfalls muss die Bun-

desregierung Maßnahmen vorschlagen. Gleich-

zeitig wurde festgelegt, dass das Netto-Eck-

rentenniveau in den jeweils 15 Jahre reichenden

Vorausberechnungen nicht unter 64% sinken

darf.

– Die Reform des Hinterbliebenenrechts sieht vor,

dass die „große Witwenrente“ von 60% auf

55% der Versichertenrente des verstorbenen

Ehepartners reduziert wird. F�r jedes Kind wird

jedoch ein Entgeltpunkt zus�tzlich gew�hrt. Ab

2002 werden praktisch s�mtliche anderen Ein-

k�nfte angerechnet, mit Ausnahme insbeson-

dere der Riester-Renten. Die Freibetr�ge f�r ei-

gene Eink�nfte sollen eingefroren werden. Als

freiwillige Alternative zur bisherigen Hinterblie-

benenversorgung wird ein Rentensplitting ein-

gef�hrt.

– Die Erziehung w�hrend der ersten zehn Lebens-

jahre eines Kindes wird bei Aufnahme einer

Besch�ftigung rentensteigernd ber�cksichtigt.

Altersverm�gensgesetz (26. Juni 2001)

– Staatliche F�rderung der privaten Altersvorsorge

(in Form der Riester-Rente) und der betriebli-

chen Altersversorgung (insbesondere Recht auf

steuer- und – bis Ende 2008 befristet – sozialab-

gabenfreie Entgeltumwandlung).

– Einf�hrung einer j�hrlichen Renteninformation

f�r die gesetzliche Rentenversicherung.

– Die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-

minderung wird als besondere Form der Sozial-

hilfe eingef�hrt. Auf den R�ckgriff auf unter-

haltspflichtige Kinder – sofern deren Einkom-

men 100 000 3 pro Jahr nicht �berschreitet –

wird verzichtet.

Gesetz zur Verbesserung des

Hinterbliebenenrentenrechts (17. Juli 2001)

– Die mit dem Altersverm�genserg�nzungsgesetz

beschlossene Fixierung des Freibetrags f�r die

Einkommensanrechnung im Rahmen der Hinter-

bliebenenrente wird zur�ckgenommen.
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– F�r das erste Kind wird die Hinterbliebenenrente

um zwei Entgeltpunkte erh�ht, ab dem zweiten

bleibt es bei der Erh�hung um einen Entgelt-

punkt.

Gesetz zur Bestimmung der Schwankungs-

reserve in der Rentenversicherung

der Arbeiter und der Angestellten

(20. Dezember 2001)

– Herabsetzung des Mindestr�cklagensolls von

1,0 auf 0,8 Monatsausgaben.

– Gesetzliche Festlegung des Beitragssatzes f�r

2002 auf 19,1%.

Beitragssatzsicherungsgesetz

(23. Dezember 2002)

– Herabsetzung des Mindestr�cklagensolls von

0,8 auf 0,5 Monatsausgaben.

– Außerordentliche Anhebung der Beitragsbemes-

sungsgrenzen von 4 500 3 (West) beziehungs-

weise 3 750 3 (Ost) auf 5 100 3 beziehungs-

weise 4 250 3 pro Monat.

– Gesetzliche Festlegung des Beitragssatzes f�r

2003 auf 19,5%.

Zweites Gesetz f�r moderne Dienstleistungen

am Arbeitsmarkt

(23. Dezember 2002)

Neuregelung der geringf�gigen Besch�ftigungs-

verh�ltnisse („Mini-Jobs“) mit einheitlicher monat-

licher Entgeltgrenze von 400 3. Einf�hrung von

„Midi-Jobs“ mit einer Gleitzone zwischen 400 3

und 800 3 pro Monat, in der die Abgabenbelas-

tung allm�hlich auf das Normalniveau ansteigt.

Zweites SGBVI-�nderungsgesetz

(27. Dezember 2003)

– Herabsetzung des Mindestr�cklagensolls von

0,5 auf 0,2 Monatsausgaben.

– Ab dem 1. April 2004 zahlt die gesetzliche Ren-

tenversicherung keinen Beitragsanteil mehr zur

Pflegeversicherung der Rentner. Die Rentner

haben den Pflegebeitrag dann allein aufzubrin-

gen.

– Zeitn�here Weitergabe von Beitragssatz�nde-

rungen der Krankenkassen an die Rentner.

– Aussetzung der Rentenanpassung zum 1. Juli

2004.

Drittes SGBVI-�nderungsgesetz

(27. Dezember 2003)

Ab dem 1. April 2004 werden Neurenten nur noch

nachsch�ssig zum Monatsende ausgezahlt.

Alterseink�nftegesetz (5. Juli 2004)

– Schrittweiser �bergang zur nachgelagerten

Rentenbesteuerung. Der zu versteuernde Anteil

der Rente steigt von 50% f�r Bestandsrentner

und den Rentenzugang des Jahres 2005 in

2-Prozentpunktschritten auf 80% in 2020 und

dann weiter um jeweils einen Prozentpunkt pro

Jahr auf 100% ab dem Rentenzugang 2040.

Gleichzeitig steigt der Anteil der steuerfrei ge-

stellten Rentenbeitr�ge von 60% im Jahr 2005

bis 2025 um zwei Prozentpunkte pro Jahr.

– Die Regelungen f�r eine sogenannte R�rup-

Rente sehen die gleichen Besteuerungsgrund-

s�tze vor, wenn – in Analogie zur gesetzlichen
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Rentenversicherung – zwingend eine Leibrente

vorgesehen ist, die nicht vor Vollendung des

60. Lebensjahres beginnen darf und außerdem

nicht vererblich, nicht �bertragbar, nicht beleih-

bar, nicht ver�ußerbar und nicht kapitalisierbar

ist.

– Senkung der Ertragsanteilsbesteuerung f�r vor-

gelagert besteuerte private Rentenversiche-

rungsvertr�ge.

– Im Bereich der betrieblichen Altersversorgung

entf�llt die Option der Pauschalbesteuerung

nach § 40b EStG. Im Gegenzug werden die

H�chstbetr�ge f�r die steuer- und sozialabga-

benfreie Entgeltumwandlung um 1 800 3 pro

Jahr angehoben.

– Einschr�nkung der Steuerverg�nstigung f�r ab

2005 abgeschlossene Lebensversicherungsver-

tr�ge. K�nftig ist die H�lfte des Unterschiedsbe-

trages zwischen eingezahlten Beitr�gen und

dem Auszahlungsbetrag der Besteuerung zu un-

terwerfen.

– Vereinfachungen und Vorgabe von Unisex-

Tarifen bei der Riester-Rente.

RV-Nachhaltigkeitsgesetz (21. Juli 2004)

– Einf�hrung eines Nachhaltigkeitsfaktors in der

Rentenanpassungsformel: Wenn das Verh�ltnis

von (�quivalenz-)Rentnern zu (�quivalenz-)Bei-

tragszahlern steigt, f�llt die Rentenerh�hung

geringer aus. Eine Schutzklausel soll verhindern,

dass es aufgrund der D�mpfungsfaktoren in der

Anpassungsformel zu einer K�rzung des Ren-

tenzahlbetrages kommt. Eine Senkung ist nur

m�glich, soweit auch die durchschnittlichen

L�hne und Geh�lter zur�ckgehen.

– St�rkere Orientierung der Rentenanpassung an

der Entwicklung der tats�chlich beitragspflich-

tigen L�hne und Geh�lter.

– Schrittweise Anhebung der Altersgrenze f�r die

Rente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Alters-

teilzeit von 60 auf 63 Jahre bis Ende 2008.

– Nahezu vollst�ndige Abschaffung der renten-

steigernden Ber�cksichtigung von Ausbildungs-

zeiten. Letzte Ausnahmen: Zeiten der beruf-

lichen Ausbildung, einer Fachschulausbildung

und der Teilnahme an einer berufsvorbereiten-

den Maßnahme.

– Da aufgrund des schrittweisen �bergangs zur

nachgelagerten Besteuerung der Ausweis eines

allgemeinen Netto-Eckrentenniveaus nicht mehr

m�glich ist, werden die Niveausicherungsziele

umdefiniert. K�nftig soll das Sicherungsniveau

vor Steuern (Eckrente in Relation zum Durch-

schnittsentgelt, jeweils nach Abzug der Sozial-

beitr�ge, aber ohne K�rzung um Einkommen-

steuern) bis 2020 nicht unter 46% und bis

2030 nicht unter 43% sinken.

Gesetz zur Organisationsreform

in der gesetzlichen Rentenversicherung

(9. Dezember 2004)

– Zusammenfassung der Arbeiter- und der

Angestelltenrentenversicherung unter dem

Namen „Deutsche Rentenversicherung“ zur all-

gemeinen Rentenversicherung.

– Vereinigung von Bundesknappschaft, Bahnver-

sicherungsanstalt und Seekasse unter dem

Namen „Deutsche Rentenversicherung Knapp-

schaft – Bahn – See“.
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Gesetz zur Anpassung der Finanzierung von

Zahnersatz (15. Dezember 2004)

Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung

zahlen ab dem 1. Juli 2005 einen Sonderbeitrag

von 0,9% ihres beitragspflichtigen Einkommens.

Der parit�tisch zu finanzierende Beitragssatz zur

Krankenversicherung der Rentner vermindert sich

in gleichem Umfang.

Gesetz zur �nderung des Vierten und Sechs-

ten Buches Sozialgesetzbuch (3. August 2005)

Sozialbeitr�ge, die nach dem zum Monatsende

ausgezahlten Arbeitsentgelt bemessen werden,

sind k�nftig nicht mehr erst bis zum 15. des Folge-

monats, sondern bereits sp�testens am drittletzten

Arbeitstag des betreffenden Monats zu zahlen. Im

Gesetzentwurf wird f�r das Jahr 2006 mit 0,8

zus�tzlichen Monatseinnahmen bei den Pflichtbei-

tr�gen gerechnet.

Gesetz zur �nderung des Zweiten Buches

Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze

(24. M�rz 2006)

Die einheitliche Bemessungsgrundlage der Renten-

beitr�ge f�r Bezieher von Arbeitslosengeld II wird

von 400 3 pro Monat auf 205 3 nahezu halbiert.

Gesetz �ber die Weitergeltung der aktuellen

Rentenwerte ab 1. Juli 2006 (15. Juni 2006)

Um eine potenzielle Rentenk�rzung auszuschlie-

ßen, wird per Gesetz eine Nullanpassung zum

1. Juli 2006 festgelegt.

Haushaltsbegleitgesetz 2006 (29. Juni 2006)

– Anhebung des Rentenbeitragssatzes auf Mini-

Jobs von 12% auf 15% zum 1. Juli 2006.

– Kompensierende K�rzung des allgemeinen Bun-

deszuschusses um 170 Mio 3 im Jahr 2006 und

jeweils 340 Mio 3 in den Folgejahren.

RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz

(20. April 2007)

– Allm�hliche Anhebung des gesetzlichen Renten-

alters von 65 auf 67 Jahre in den Jahren 2012

bis 2029.

– Ausnahmeregelung: Besonders langj�hrig Versi-

cherte mit mindestens 45 Pflichtbeitragsjahren

k�nnen auch weiterhin mit 65 Jahren abschlags-

frei in Rente gehen.

– Modifikation der Schutzklausel, sodass ab 2011

unterbliebene Rentenk�rzungen mit positiven

Rentenanpassungen verrechnet werden, um

langfristige Beitragssatzziele einhalten zu k�n-

nen.

Gesetz zur F�rderung der zus�tzlichen Alters-

vorsorge und zur �nderung des Dritten

Buches Sozialgesetzbuch (10. Dezember 2007)

– Die zun�chst bis Ende 2008 befristete Sozialab-

gabenfreiheit der per Entgeltumwandlung ge-

leisteten Beitr�ge zur betrieblichen Altersversor-

gung wird „entfristet“.

– Das Unverfallbarkeitsalter bei arbeitgeberfinan-

zierten Betriebsrentenanwartschaften wird von

30 auf 25 Jahre abgesenkt.




